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Sitzung Nr. 25/2014 
ASS Nr. 2/2014 

 
 
An die Mitglieder  
des Ausschusses für Schule, Soziales und demographischen 
Wandel 
der Stadt Bornheim 

Bornheim, den 03.04.2014 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur nächsten Sitzung des Ausschusses für Schule, Soziales und demographischen 
Wandel der Stadt Bornheim lade ich Sie herzlich ein.  
Die Sitzung findet am Mittwoch, 09.04.2014, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses 
Bornheim, Rathausstraße 2, statt. 
Die Tagesordnung habe ich im Benehmen mit dem Bürgermeister wie folgt festgesetzt: 
 
TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  
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4 Raumprogramm für die dreizügige Heinrich-Böll-Sekundarschule Mer-

ten 
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5 1. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Bornheim über die Un-
terhaltung und Benutzung der Übergangsheime für Aussied-
ler/Aussiedlerinnen, Zuwanderer/Zuwanderinnen und ausländische 
Flüchtlinge vom 04.10.2001 

218/2014-5 

6 Kommunalverfassungsbeschwerde gegen das 9. Schulrechtsände-
rungsgesetz NRW 

234/2014-4 

7 Antrag der CDU-Fraktion vom 20.01.2014 betr. Errichtung einer befes-
tigten Oberfläche an der "Alten Schule" in der Kreuzbergstraße für die 
Schulkinder aus Hemmerich 
(VPLA 18.02.2014) 

061/2014-9 

8 Antrag der CDU-Fraktion vom 17.03.2014 betr. Aktueller Bericht zur 
Pflegeplanung 2013 

219/2014-5 

9 Mitteilung betr. Schulstatistik 2013/14 205/2014-4 
10 Mitteilung betr. Situation der "Offenen Ganztagsschule" an der Johann-

Wallraf-Schule Bornheim zum Schuljahr 2014/15 
213/2014-4 

11 Mitteilung betr. Aktionsplan "Inklusive Bildung in Bornheim" 214/2014-4 
12 Mitteilung betr. Weiterentwicklung der Bornheimer Verbundschule am 

Schulstandort Uedorf 
220/2014-4 

13 Mitteilung betr. Anmeldezahlen in den weiterführenden Schulen im 
Stadtgebiet Bornheim zum Schuljahr 2014/15 

222/2014-4 

14 Mitteilung betr. Besetzung von Schulleitungsstellen im Schulträgerbe-
reich der Stadt Bornheim 

224/2014-4 
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15 Mitteilung betr. Sachstand der Baumaßnahmen an den städtischen 
Schulen 

 

16 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

 

17 Anfragen mündlich  
 Nicht-öffentliche Sitzung 

 
 

18 Vergabe des Auftrages zur Lieferung von Schulbüchern für die Schulen 
der Stadt Bornheim für das Schuljahr 2014/2015 

210/2014-1 

19 Mitteilung betr. Landeszuwendungen für die Übermittagsbetreuung am 
Alexander-von-Humboldt-Gymnasium Bornheim ab dem 01.08.2008 

225/2014-4 

20 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

 

21 Anfragen mündlich  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Gezeichnet: Gabriele Deussen-Dopstadt beglaubigt:  

 (Vorsitzende/r)  (Verwaltungsfachwirtin) 
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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 09.04.2014 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 226/2014-4 

    Stand 20.03.2014 
 
Betreff 
 

Raumprogramm für die dreizügige Heinrich-Böll-Sekundarschule Merten 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 
1. nimmt von den Ausführungen des Bürgermeisters zum Raumprogramm der Heinrich-

Böll-Sekundarschule Merten zustimmend Kenntnis, 
2. beauftragt den Bürgermeister,  

• ein Raumprogramm für eine dreizügige Sekundarschule unter Beteiligung der Schul-
leitung im Jahr 2014 zu erstellen, 

• die Höhe der erforderlichen Planungs-, Erweiterungs- und Sanierungskosten im Hin-
blick auf die Umsetzung am Schulstandort Merten für die Haushaltsplanberatungen 
2015/2016 zu ermitteln und 

• den Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel über den weite-
ren Fortgang zu informieren. 

 
Sachverhalt 
 
In einer Besprechung am 15.05.2013 hat die Schulleitung der Heinrich-Böll-Sekundarschule 
Merten auf die Notwendigkeit der Schaffung von zusätzlichen Differenzierungsräumen sowie 
der Erweiterung des Mensabereiches und des Lehrerzimmers hingewiesen. 
 
Nach den vorliegenden Erkenntnissen sind die Grundsätze für die Aufstellung von Raumpro-
grammen für allgemein bildende Schulen zum 31.12.2010 ausgelaufen. Neuere Regelungen 
liegen bisher nicht vor.  
 
Die neuen pädagogischen Konzepte erfordern daher die Anpassungen der Parameter an die 
Lern- und Arbeitsabläufe im heutigen und künftigen Schulalltag. So sind für eine moderne  
Schule neben den klassischen Unterrichtsräumen auch Bereiche, welche die Lernzonen er-
gänzen und selbstständiges Arbeiten ermöglichen, vorzuhalten. Hier wird ganz besonders 
auf die Aspekte des Ganztagsunterrichtes und der inklusiven Beschulung hingewiesen. 
 
Um eine multifunktionale und auf die Bedürfnisse der Schülerinnen und Schüler abgestimmte 
Nutzung im Rahmen eines zeitgerechten Unterrichtes zu ermöglichen, sind neben den Un-
terrichtsräumen im Klassenraumprinzip und den sogenannten Fachräumen auch zusätzliche 
Differenzierungsräume als Multifunktionalräume (z.B. Selbstlernzentrum, Therapieräume 
etc.) vorzusehen. 
 
Der bisher für eine dreizügige Hauptschule ausgebaute Schulstandort Merten als Halbtags-
schule reicht für die Realisierung einer ebenfalls dreizügigen Sekundarschule mit Ganztags-
bereich und inklusiven Beschulung nicht aus. Hier sind gerade im Ganztag entsprechende 
Räume für die Bereiche Verpflegung (Mensa), Begegnungen (Cafeteria, Spielothek), Rück-
zug Ruheraum, Sitzgruppen), Medien (Mediothek, Bibliothek), Bewegung (Räumlichkeiten 

Ö  4
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für Tischtennis, Billard) und Sozialerfahrung (Aula, Theaterbühne) sicherlich anzudenken 
und vorzusehen.  
 
Sonder- und Therapieräume für die Inklusion im Rahmen der Beschulung von Behinderten in 
den Regelschulen  müssen ebenfalls für das Raumprogramm eingeplant werden.  
 
Eine erneute Besprechung am 08.10.2013 führte zu folgendem Zwischenergebnis: 
 
Lehrerzimmer 
Das vorhandene Lehrerzimmer im bestehenden Schulgebäude ist mit einer Größenordnung 
von rd. 90 qm zu klein. Insbesondere durch zusätzliche Lehrerstellen für die Inklusion, den 
vermehrten Zuweisungen von Praktikanten und Lehramtsanwärtern sowie die Einstellung 
von Teilzeitkräften ist eine Erweiterung erforderlich, um entsprechende Arbeitsbedingungen 
zu gewährleisten. Hier wird auf die vorliegenden Planungen für die bereits in der Vergangen-
heit vorgesehene Erweiterung verwiesen.  
 
Mensa 
Die bisher als Mensa genutzten beiden ehemaligen Klassenräume (Verbindung durch 
Wanddurchbruch vorhanden) im Erdgeschoss des Altbaus sind für die Ausgabe des Mit-
tagsessens sehr eng und klein. Hier ist zu prüfen, inwieweit die Flurflächen und der Lager-
raum der Hausmeister durch bauliche Veränderungen für eine Vergrößerung der Gesamtflä-
che im Mensabereich in Frage kommen. Eine Verlagerung der Räumlichkeiten ist nach hie-
siger Einschätzung wegen der Anlieferung im Erdgeschoss nicht möglich. In diesem Zu-
sammenhang ist in die Überlegungen einzubeziehen, ob die Aula als Aufenthaltsraum oder 
Cafeteria genutzt werden kann, ohne das Forum als Veranstaltungsort zu verlieren.  
 
Differenzierungsräume 
Unter Berücksichtigung der vorhandenen Räumlichkeiten, den Anforderungen der Schullei-
tung und dem Raumprogramm des Schulträgers sind die Schaffung von zusätzlichen sechs 
Differenzierungsräumen (a´75 qm) mittel- bis langfristig als Minimalforderung für die Abwick-
lung eines ordnungsgemäßen Unterrichtes unbedingt erforderlich, die jeweils durch eine be-
wegliche Wand getrennt und demzufolge multifunktional genutzt werden können.  
 
Im bestehenden Schulgebäude kommen für die zusätzliche Schaffung dieser Räumlichkeiten 
nach hiesigen Erkenntnissen und der durchgeführten Ortsbesichtigung lediglich der Kellerbe-
reich im Altbau (bisher Lagerbereich für Lernmittel) und der Dachbereich gegenüber der 
neuen Aufstockung für einen weiteren Ausbau in Frage. Hier ist allerdings zu berücksichti-
gen, dass die Lagermöglichkeiten als Lernmittelräume dringend gebraucht werden und er-
hebliche Sicherheitsvorschriften (Brandschutz, Fluchtwege) zu beachten sind. 
 
Der zusätzliche Bedarf für einen Raum für Technologien, zusätzliche Flächen für den Ganz-
tagsbereich, Sonder- und Therapieräume für die Inklusion sind mit der Schaffung von den 
sechs Differenzierungsräumen abgegolten.  
 
Sonstiges 
Für die künftige Vorgehensweise, Planung und Abstimmung sind weitere Abstimmungsge-
spräche vor Ort mit der Verwaltung und der Schulleitung erforderlich.  
 
Bei diesen Gesprächen sind alle angesprochenen baulichen Maßnahmen zu erörtern, das 
Raumprogramm und die finanzielle Umsetzung in den nächsten Haushaltsjahren vorzuberei-
ten.  
 
Ein zusätzlicher Bedarf an Turnhalleneinheiten ist bisher nicht in die Überlegungen einge-
flossen. 
 
Seitens des Bürgermeisters wird daher vorgeschlagen, 2014 ein entsprechendes Raumpro-
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gramm für eine dreizügige Sekundarschule unter Beteiligung der Schulleitung zu erarbeiten 
und die Höhe der erforderlichen Planungs-, Erweiterungs- und Sanierungskosten im Hinblick 
auf die Umsetzung des Raumprogramms am Schulstandort Merten für die Haushaltsplanbe-
ratungen 2015/2016 ermitteln zu lassen. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Genaue finanzielle Auswirkungen können erst nach Prüfung der erforderlichen Planungs-, 
Erweiterungs- und Sanierungskosten benannt werden. Eine grobe Schätzung ist zum jetzi-
gen Zeitpunkt nicht möglich.  
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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 09.04.2014 
Rat 15.05.2014 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 218/2014-5 

    Stand 18.03.2014 
 
Betreff 
 

1. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Bornheim über die 
Unterhaltung und Benutzung der Übergangsheime für 
Aussiedler/Aussiedlerinnen, Zuwanderer/Zuwanderinnen und ausländische 
Flüchtlinge vom 04.10.2001 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel: 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wand empfiehlt dem Rat, folgen-
de 1. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Bornheim über die Unterhaltung und Be-
nutzung der Übergangsheime für Aussiedler/Aussiedlerinnen, Zuwanderer/Zuwanderinnen 
und ausländische Flüchtlinge zu beschließen: 
 
    Text s. Beschlussentwurf Rat 
 
Beschlussentwurf Rat:   
 
Der Rat beschließt folgende  
 
1. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Bornheim über die Unterhaltung und 
Benutzung der Übergangsheime für Aussiedler/Aussiedlerinnen, Zuwande-
rer/Zuwanderinnen und ausländische Flüchtlinge vom 04.10.2001 
 

Aufgrund der §§ 7, 8, 41 Abs.1 Buchst. F) und 77 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein 
- Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666 / 
SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Dezember 2013 (GV. NRW. 
S.878)“, der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. 1969 S. 712 / SGV. NW. 610), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 17. Dezember 1999 (GV. NW. 1999 S. 718), § 12 des Gesetzes zur För-
derung der gesellschaftlichen Teilhabe und Integration in Nordrhein-Westfalen (Teilhabe- 
und Integrationsgesetz) vom 14. Februar 2012 (GV. NRW. S. 97, und des § 1 des Gesetzes 
über die Zuweisung und Aufnahme ausländischer Flüchtlinge (Flüchtlingsaufnahmegesetz - 
FLüAG) vom 28. Februar 2003, zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Dezember 2013 
(GV. NRW. S. 724) hat der Rat der Stadt Bornheim in seiner Sitzung am  15.05.2014. fol-
gende 1. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Bornheim über die Unterhaltung und 
Benutzung der Übergangsheime für Aussiedler/Aussiedlerinnen, Zuwanderer 
/Zuwanderinnen und ausländische Flüchtlinge beschlossen: 

Artikel I 
Die Satzung der Stadt Bornheim über die Unterhaltung und Benutzung der Übergangsheime 
für Aussiedler/Aussiedlerinnen, Zuwanderer/Zuwanderinnen und ausländische Flüchtlinge  
wird wie folgt geändert: 

Ö  5
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1.  
 
Die Satzung wird wie folgt umbenannt: 
 
Satzung der Stadt Bornheim über die Unterhaltung und Benutzung der Übergangsheime für 
Spätaussiedler/Spätaussiedlerinnen, Zuwanderer/Zuwanderinnen und ausländische Flücht-
linge   
 
 
 
2. 
 
§ 1 wird wie folgt geändert: 

§ 1 
Rechtsform, Zweckbestimmung und Standorte 

 
(1) Die Stadt Bornheim unterhält für Spätaussiedler/Spätaussiedlerinnen und Zuwanderer/ 
Zuwanderinnen (§ 12 des Gesetzes zur Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe und In-
tegration in Nordrhein-Westfalen (Teilhabe- und Integrationsgesetz)) und für ausländische 
Flüchtlinge (§ 2 des Flüchtlingsaufnahmegesetzes) folgende Übergangsheime (ÜH) als 
nichtrechtsfähige öffentliche Anstalten: 
 
ÜH Bornheim, Zehnhoffstr. 7 
ÜH Merten Brahmsstraße 20 – 22 
ÜH Waldorf, Donnerbachweg 15 a 
 
(2) Das Benutzungsverhältnis zwischen der Stadt Bornheim und den Benutzern/Benut-
zerinnen ist öffentlich-rechtlich. 
 
3. 
 
§ 5 wird wie folgt geändert: 
 

§ 5 
 

Gebührenberechnung 
 

(1) Die Benutzungsgebühr wird nach der Grundfläche der benutzen Räume berechnet. 
Gemeinschaftsflächen werden anteilig berücksichtigt. Die Benutzungsgebühr beträgt je 
Quadratmeter und Monat 15,66 EUR. 
 
Zusätzlich wird je Quadratmeter Wohnfläche für Verbrauchskosten (Heizung, Warmwasser, 
Haushalts- und Allgemeinstrom, Müllabfuhr, Wasser und Kanal) eine Nebenkostenpauschale 
erhoben, deren Höhe der Bürgermeister/die Bürgermeisterin nach den jeweiligen Aufwen-
dungen festsetzt. 
 
(2) Die Benutzungsgebühr und Nebenkostenpauschale wird wohnplatzbezogen für jede 
Person zu gleichen Anteilen erhoben. 
 
Artikel II: 

Inkrafttreten 
 
Diese Änderungssatzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.   
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Sachverhalt 
 
Die Änderung berücksichtigt die neuen gesetzlichen Grundlagen für die Zuweisung und Auf-
nahme von Spätaussiedlern und ausländischen Flüchtlingen. Weiter wurden in den vergan-
genen Jahren die Wohncontainer abgebaut und andere Übergangsheime errichtet. 
 
Für die Benutzungsgebühr wurde ein Mittelwert für alle Übergangsheime gebildet. Finanziel-
le Auswirkungen für das Haushaltsjahr 2014 ergeben sich nicht.  
 
Die Ermittlung des Gebührensatzes ist in der Anlage beigefügt.   
 
Finanzielle Auswirkungen 
keine 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Ermittlung des Gebührensatzes 
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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 09.04.2014 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 234/2014-4 

    Stand 26.03.2014 
 
Betreff 
 

Kommunalverfassungsbeschwerde gegen das 9. Schulrechtsänderungsgesetz 
NRW 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt von der verbindli-
chen Erklärung des Bürgermeisters über die Beteiligung an der Kommunalverfassungsbe-
schwerde zur Feststellung der Konnexitätsrelevanz des 9. Schulrechtsänderungsgesetzes 
NRW und an der Finanzierung eines vorbereitenden Rechtsgutachtens zustimmend Kennt-
nis. 
 
Sachverhalt 
 
Hinsichtlich des Sachverhaltes wird auf den beiliegenden Schnellbrief Nr. 58/2014 vom 
25.03.2014 des Städte- und Gemeindebundes NRW verwiesen.  
 
Bereits am 21.02.2014 hat sich der Bürgermeister gegenüber dem Städte- und Gemeinde-
bund NRW unter dem Vorbehalt einer Bestätigung durch den Rat grundsätzlich zu einer Be-
teiligung an einer Kommunalverfassungsbeschwerde gegen das 9. Schulrechtsänderungs-
gesetz NRW bereit erklärt.  
 
Der Finanzierungsanteil der Kommunen beträgt für Gutachten und Kommunalverfassungs-
beschwerde maximal 700 €. 
 
Der Bürgermeister beabsichtigt, die beiliegende Erklärung über die Beteiligung an der Kom-
munalverfassungsbeschwerde zur Feststellung der Konnexitätsrelevanz des 9. Schulrechts-
änderungsgesetzes NRW und an der Finanzierung eines vorbereitenden Rechtsgutachtens 
verbindlich bis zum 04.04.2014 abzugeben.  
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Der Finanzierungsanteil der jeweiligen Kommunen beträgt für Gutachten und Kommunalver-
fassungsbeschwerde zusammen maximal 700 €, die aus dem laufenden Haushalt 2014 fi-
nanziert werden. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Schnellbrief Nr. 58/2014 des Städte- und Gemeindebundes NRW vom 25.03.2014 
Synopse mit Kommentierung des Vereinbarungsentwurfs 
Synopse mit gemeinsamer StGB/LKT-Position 
Erklärung über die Beteiligung an der Kommunalverfassungsbeschwerde. 
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Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 18.02.2014 
Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 09.04.2014 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 061/2014-9 

    Stand 05.02.2014 
 
Betreff 
 

Antrag der CDU-Fraktion vom 20.01.2014 betr. Errichtung einer befestigten 
Oberfläche an der "Alten Schule" in der Kreuzbergstraße für die Schulkinder 
aus Hemmerich 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Verkehr Planung und Liegenschaften 
 
Der Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften beauftragt den Bürgermeister, den 
Antrag zu prüfen und dem Ausschuss anschließend über die Ergebnisse zu berichten. 
 
 
Sachverhalt 
 
Der Bürgermeister hat keine Bedenken, den Antrag der CDU-Fraktion vom 20.01.2014 betr. 
Errichtung einer befestigten Oberfläche an der „Alten Schule“ in der Kreuzbergstraße zu prü-
fen und anschließend über die Ergebnisse zu berichten. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 
Zunächst nur die Kosten zur Bearbeitung des Antrags. 
 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Antrag 
 
 

Ö  7
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Fraktionsbüro: Rathaus Bornheim, Alter Weiher 2, 53308 Bornheim, Tel.: 02222/945510 – Fax: 02222/945511 

Volksbank Bonn-Rhein-Sieg - Kto.-Nr. 114 625 019 - BLZ 380 601 86 

 
An die Vorsitzende des 
Ausschusses für Schule, Soziales 
und demografischen Wandels 
Frau Deussen-Dopstadt 
und an den Vorsitzenden des Ausschusses 
Für Verkehr, Planung und Liegenschaften  
Herr Hanft 
Rathausstr. 2 
53332 Bornheim 
 

20.01.2014 
 
 
Errichtung einer befestigten Oberfläche an der „Alten Schule“ in der Kreuzbergstraße für die 
Schulkinder aus Hemmerich  
 
 
Sehr geehrter Frau Deussen-Dopstadt,  sehr geehrter Herr Hanft, 
 
bitte nehmen Sie folgenden Antrag auf die Tagesordnung des nächsten Ausschusses für Schule, 
Soziales und demografischen Wandel und für Verkehr, Planung und Liegenschaften: 
 
Der Bürgermeister wird beauftragt, den Vorplatz des Dorfplatzes Hemmerich in der Weise herzu-
richten, dass das gefahrlose Ein- und Aussteigen für die Schulkinder aus Hemmerich, die die 
Grundschule Rösberg besuchen, gewährleistet ist. 
 
Begründung: 
 
Der unbefestigte Vorplatz des Dorfplatzes Hemmerich  in der Kreuzbergstraße wird überwiegend 
für das Abstellen von PKWs, der Kirchenbesucher St. Aegidius aber insbesondre für das Ein – und 
Austeigen der OGS- und Grundschulkinder benutzt. Der Platz dient weiterhin als zentrale Abfahr-
stelle der einzelnen Vereine im Dorf. Bei Veranstaltungen wie das Maibaumansingen, Weih-
nachtsbaumaufstellen sowie der Kirmes wird er als Stellfläche genutzt. Eine Befestigung des Plat-
zes und sowie eine Haltebucht für den Bus, würde Gefahrenquellen ausschalten und den Verkehr 
in der Kreuzbergstraße nicht behindern.  
 
 
Gabriele Kretschmer  Günter Heßling   Martin Bertram 
Ratsmitglied   Ortsvorsteher Hemmerich  stellv. SKB 

Wir in Bornheim. 

CDU-Fraktion im Rat der Stadt Bornheim 
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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 09.04.2014 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 219/2014-5 

    Stand 19.03.2014 
 
Betreff 
 

Antrag der CDU-Fraktion vom 17.03.2014 betr. Aktueller Bericht zur 
Pflegeplanung 2013 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demografischen Wandel beauftragt den Bürger-
meister, eine/n Vertreter/in des Rhein-Sieg-Kreises einzuladen, um den aktuellen Bericht 
"Pflegeplanung 2013" vorzustellen und dabei dem Ausschuss darüber zu berichten, wie sich 
die Situation im Stadtgebiet Bornheim darstellt. 
 
Sachverhalt 
 
Der Antrag der CDU-Fraktion vom 17.03.2014 ist beigefügt. 
 
Die Pflegeplanung 2013 wurde am 23.01.2014 im Ausschuss für soziale Angelegenheiten 
und soziale Beschäftigungsförderung des Rhein-Sieg-Kreises vorgestellt.  
 
Die Pflegeplanung des Rhein-Sieg-Kreises enthält neben einer Bestandsaufnahme einen 
umfangreichen Katalog mit Maßnahmen, bei deren Umsetzung neben allen Akteuren auf 
dem Pflegemarkt und in der Seniorenarbeit auch Kommunen, Wohnungsunternehmen, 
Schulen und Politik gefragt sind.  
 
Der Pflegeplan ist auf der Internetseite des Rhein-Sieg-Kreises veröffentlicht.  
http://www.rhein-sieg-
kreis.de/imperia/md/content/cms100/buergerservice/aemter/amt_50/50-
21/pflegeplan_2013.pdf 
 
Der Bürgermeister hat keine Bedenken, eine/n Vertreter/in des Rhein-Sieg-Kreises in eine 
der nächsten Sitzungen zur Vorstellung der Pflegeplanung 2013 einzuladen. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Antrag 
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Fraktionsbüro: Rathaus Bornheim, Alter Weiher 2, 53308 Bornheim, Tel.: 02222/945510 – Fax: 02222/945511 

Volksbank Bonn-Rhein-Sieg - Kto.-Nr. 114 625 019 - BLZ 380 601 86 

 

 

 
 
 
An die 
Vorsitzende des Ausschuss 
für Schule, Soziales und demografischen Wandel 
Frau Gabi Deussen-Dopstadt 
Rathaus 
53332 Bornheim 
 
nachrichtlich: Vorsitzender des Seniorenbeitrates Herr Horst Braun-Schoder 
 

 
17. März 2013 

 

Aktueller Bericht zur Pflegeplanung 2013 
 
 

Sehr geehrte Frau Deussen-Dopstadt, 
 
hiermit bitten wir Sie, den folgenden Punkt auf die Tagesordnung des nächsten Ausschuss 
für Schule, Soziales und demografischen Wandel am 09. April 2014 zu nehmen: 
 
 
Antrag: 
 

Der Ausschuss für Schule, Soziales und demografischen Wandel beauftragt den Bürger-
meister den Leiter des Sozialamtes, Herrn Stephan Liermann, einzuladen, um den aktuel-
len Bericht "Pflegeplanung 2013" vorzustellen und gleichzeitig dem Ausschuss darüber zu 
berichten, wie sich die Situation im Stadtgebiet Bornheim darstellt. 
 
  

Begründung: 
 

Die Anzahl an älteren Bürgerinnen und Bürger wird in nächsten Jahren drastisch steigen. 
Die CDU Fraktion unterstützt die Stärkung der häuslichen Versorgung, sofern diese mög-
lich ist. Es besteht aus unserer Sicht Handlungsbedarf zur  Sicherstellung und Weiterent-
wicklung der Betreuung in den eigenen vier Wänden. Gleichwohl ist aber auch die Sicher-
stellung von stationären Pflegeplätzen ein wichtiger Teil für zukünftige Planungen. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 

Wir in Bornheim. 

CDU-Fraktion im Rat der Stadt Bornheim 

Ratsmitglied Gabriele Kretschmer 

Mörnerstr. 33, 53332 Bornheim 

Telefon:  02222/938915 

Telefax:   02222/938914 

Mobil:  0178 /  2556119 

E-Mail: kretschis@t-online.de 

 

gez. Gabriele Kretschmer    gez. Petra Heller  gez. Hildegard Helmes 
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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 09.04.2014 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 205/2014-4 

    Stand 12.03.2014 
 
Betreff Mitteilung betr. Schulstatistik 2013/14 
 
Sachverhalt 
 
Die Zahlen der Schulstatistik (Stand: Oktober 2013) 
 
 Schülerzahlen, Klassen 
 Religionszugehörigkeit 
 Geschlechter 
 Aussiedler, Ausländer 
 Übergänge/Weiterführende Schulen 
 Betreuungsangebote 
 Auspendler aus der Stadt Bornheim 
 Auspendler aus der Stadt Bornheim 
 (Vergleich zwischen den Städten Bonn und Brühl) 
 Gesamtübersicht Einpendler nach Schulen 
 Gesamtübersicht Einpendler nach Kommunen 
 Schülerzahlen nach Förderschwerpunkten 

 
sind zur Information beigefügt. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Schulstatistik 2013/14 
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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 09.04.2014 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 213/2014-4 

    Stand 17.03.2014 
 
Betreff 
 

Mitteilung betr. Situation der "Offenen Ganztagsschule" an der Johann-
Wallraf-Schule Bornheim zum Schuljahr 2014/15 

 
Sachverhalt 
 
Mit Schreiben vom 10.02.2014 (Anlage) legt die Schulleitung der Johann-Wallraf-Schule 
Bornheim die Situation im Bereich der Betreuungsangebote zum Schuljahr 2014/15 dar und 
beantragt die Einrichtung einer zusätzlichen sechsten Gruppe in der „Offenen Ganztags-
schule“ (OGS). Neben der Einrichtung einer sechsten Betreuungsgruppe der OGS wurden 
die beabsichtigte Einrichtung des Ganztagszuges zum kommenden Schuljahr sowie die da-
mit verbundenen Raumengpässe am Schulstandort der Grundschule Bornheim thematisiert. 
 
Die Stadt Bornheim als Schulträger unterstützt die Bemühungen der Schule zum zusätzli-
chen Angebot in der ganztägigen Betreuung. Seitens des Verwaltung wird  ausdrücklich da-
rauf hingewiesen, dass zusätzliche Raumressourcen für die vorgesehenen Maßnahmen 
kurzfristig nicht zur Verfügung gestellt oder geschaffen werden können. Durch schulorgani-
satorische Überlegungen der Schulleitung sind die entsprechenden Voraussetzungen im 
bestehenden Schulgebäude zu schaffen. 
 
Um Unruhe in der Schullandschaft zu vermeiden, wird daher vorgeschlagen, eine sechste 
Betreuungsgruppe in der OGS aufzunehmen und keine Kinder von der OGS auszuschließen 
sowie demzufolge keine Ablehnungen an die Erziehungsberechtigten durch die Schulleitung 
auszusprechen. Im Rahmen der vorhandenen Räumlichkeiten ist eine ordnungsgemäße 
Betreuung der Schülerinnen und Schüler sicherzustellen. Über die Situation der OGS und 
demzufolge die räumliche sowie organisatorische Umsetzung wird auf das Schreiben der 
Schulleitung der Johann-Wallraf-Schule vom 10.02.2014 verwiesen. 
 
Die entsprechenden zusätzlichen jährlichen Mehrkosten betragen für 
 den Garantiebetrag (75 € monatlich je Kind abzüglich der Einnahmen nach der Ge-

bührensatzung)                                                                  rd. 10.000 € 
 Zuschuss des Schulträgers für Lehr- und Unterrichtsmittel  

(50 € je Kind und Schuljahr)                                                           1.250 € 
 Insgesamt                                                                               rd. 11.250 € 

und sind aus dem laufenden Haushalt zu finanzieren. 
 
Einrichtungsgegenstände für die zusätzliche Betreuungsgruppe sind über den konsumtiven 
und investiven Bereich im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel (Festsetzung von 
Prioritäten) anzuschaffen. Die Höhe der benötigten Mittel für die Einrichtung ist bisher nicht 
bekannt. 
 
Im Hinblick der stetig steigenden Zahlen in der OGS, bedingt durch die veränderte Struktur 
im sozialen und schulischen Bereich sowie Vereinbarkeit von Familie und Beruf, ist der fi-
nanzielle Mehraufwand vertretbar und sinnvoll. Hierbei ist auch zu berücksichtigen, dass die 
Johann-Wallraf-Schule Bornheim als vierzügige Schule im Primarbereich die größte Grund-
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schule im Schulträgerbereich der Stadt Bornheim ist und auch im Ganztagsbereich entspre-
chende Angebote vorhalten muss. 
 
Um Planungssicherheit bei den Erziehungsberechtigten zu gewährleisten, hat der Bürger-
meister den Antrag im Rahmen der von der Schulleitung beabsichtigten schulorganisatori-
schen und räumlichen Maßnahmen genehmigt.  
 
Die Beantragung der entsprechenden Landeszuschüsse erfolgt durch den zuständigen 
Fachbereich 4. 
 
Mittel- bis langfristig sollte die räumliche Erweiterung am Schulstandort Bornheim durch den 
Ausbau der zweiten Hälfte des Dachgeschosses weiterhin in die künftigen Überlegungen 
einfließen. Die Fortschreibung des Schulentwicklungsplanes sieht an der Grundschule Born-
heim ebenfalls ein Raumdefizit.  
 
Die Einrichtung eines Ganztagszuges wird bereits an mehreren Grundschulen in der Stadt 
Bornheim praktiziert und pädagogisch als sehr gut angesehen. Eine Unterstützung durch 
den Schulträger hat die Verwaltung allen Grundschulen in der Vergangenheit und für die 
Zukunft zugesagt, um optimale räumliche Nutzungskonzepte in den Schulgebäuden zu ge-
währleisten.  
 
Die Kommunalaufsicht hat im Rahmen der Genehmigung der Fortschreibung des Haushalts-
sicherungskonzeptes der Stadt Bornheim zu den OGS-Leistungen angemerkt, dass die Vor-
haltung eines bedarfsgerechten Betreuungsangebotes für die Stadt pflichtig ist, d.h. ein stei-
gender Bedarf bedeutet auch eine Erweiterung des Angebotes. Wenn es einer Kommune 
ohne ausgeglichenen Haushalt jedoch nicht gelingt, die entstehenden Aufwendungen über 
Zuweisungen  bzw. Elternbeiträge zu decken, sind die verbleibenden Belastungen als freiwil-
lige Aufwendungen zu werten. 
 
Die Genehmigung der Fortschreibung des Haushaltssicherungskonzeptes der Stadt Born-
heim ist unter der Auflage erteilt worden, dass bei allen freiwilligen Leistungen, die die Stadt 
erbringt, im Einzelnen zu prüfen ist, ob sie aufgegeben werden können bzw. ob eine Redu-
zierung des Aufwands möglich ist. Neue freiwillige Aufwendungen sind nur zulässig, wenn 
sie durch den Wegfall anderer Leistungen mindestens kompensiert werden können. 
 
Der Bürgermeister beabsichtigt, die Auflage der Kommunalaufsicht im Rahmen eines strate-
gischen Haushaltskonsolidierungsprozesses zu berücksichtigen. Hierbei soll insbesondere 
geprüft werden, inwieweit einem höheren Angebot freiwilliger Leistungen durch geeignete 
Maßnahmen zur Aufwandsminderung bzw. zur Ertragssteigerung begegnet werden kann. 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Garantiebetrag 10.000,-- € jährlich 
Zuschuss des Schulträgers für Lehr- und Unterrichtsmittel 1.250,-- € jährlich 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Schreiben der Johann-Wallraf-Schule vom 10.02.2014 
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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 09.04.2014 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 220/2014-4 

    Stand 19.03.2014 
 
Betreff 
 

Mitteilung betr. Weiterentwicklung der Bornheimer Verbundschule am 
Schulstandort Uedorf 

 
Sachverhalt 
 
Das am 10.01.2014 im Rathaus Bornheim vorgesehene Erörterungsgespräch mit Vertretern 
der Schulaufsicht der Bezirksregierung Köln und des Rhein-Sieg-Kreises sowie der Schullei-
tung der Bornheimer Verbundschule und der hiesigen Verwaltung zur Entwicklung von Ideen 
zum Erhalt des Schulstandortes Uedorf ist leider aus krankheitsgedingten Gründen des Mit-
arbeiters der Bezirksregierung nicht zustande gekommen.  
 
Darüber hinaus hat die gemeinsame Schulträgerbesprechung des Rhein-Sieg-Kreises zur 
Thematik der Förderschulen mit dem Schwerpunkt Lernen und der Verbundschulen am 
27.01.2014 im Kreishaus keine weiteren Erkenntnisse gebracht. Im linksrheinischen Kreis-
gebiet ist daher bei Auslaufen der beiden Förderschulen in Bornheim und Rheinbach künftig 
keine wohnortnahe Beschulung und demzufolge eine Wahlfreiheit der Erziehungsberechtig-
ten für ihre Kinder mit dem Förderschwerpunkt Lernen entsprechend der Verordnung über 
die Mindestgrößen der Förderschulen vom 16.10.2013 nach dem derzeitigen Stand nicht 
gegeben. 
 
Bei einer Besprechung am 19.02.2014 mit Vertretern des Rhein-Sieg-Kreises (Schuldezer-
nent Thomas Wagner, Schulamtsleiter Hans Clasen, Schulamtsdirektorin Birgitt Kreitz-
Henn), der Schulleitung der Bornheimer Verbundschule (Schulleiterin Uta Will, stv. Schullei-
terin Andrea Strunk-Klein) und der Verwaltung (Beig. Markus Schnapka, Fachbereichsleiterin 
Elvira Garbes, Geschäftsbereichsleiter Manfred Harder)  wurde über die künftige sonderpä-
dagogische wohnortnahe Beschulung im linksrheinischen Kreis nochmals eingehend disku-
tiert. 
 
Als Gesprächsergebnis ist festzuhalten, dass der Erhalt des Schulstandortes Uedorf nach 
dem Schuljahr 2015/16 nur über organisatorische Veränderungen (z.B. zusätzliche Förder-
schwerpunkte, Zusammenlegung mit Förderschulen aus anderen Kommunen als Teilstand-
ort) realistisch ist.  Dabei werden Verbundlösungen über Stadtgrenzen hinweg abgestrebt, 
um den Elternwillen zu respektieren und die Inklusion zu unterstützen.  
 
Schulträgerübergreifende Überlegungen (LVR, Stadt Bonn, Stadt Königswinter, Stadt Rhein-
bach) werden in die weiteren Gespräche einfließen. 
 
Der Bürgermeister wird den Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 
über die weitere Entwicklung regelmäßig informieren. 
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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 09.04.2014 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 222/2014-4 

    Stand 20.03.2014 
 
Betreff 
 

Mitteilung betr. Anmeldezahlen in den weiterführenden Schulen im 
Stadtgebiet Bornheim zum Schuljahr 2014/15 

 
Sachverhalt 
 
An den weiterführenden Schulen im Stadtgebiet wurden durch die jeweiligen Schulleitungen 
für die Eingangsklassen zum Schuljahr 2014/15 insgesamt 491 Schülerinnen und Schüler 
(Anmeldungen insgesamt 669 Schülerinnen und Schüler) aufgenommen.  
 
Eine differenzierte Aufstellung über die Anmelde- und Aufnahmezahlen der einzelnen weiter-
führenden Schulen im Stadtgebiet Bornheim ist beigefügt. 
 
Bedingt durch die organisatorischen Rahmenbedingungen sind folgende Klassenbildungen 
(5. Schuljahr) an den einzelnen Schulen vorgesehen: 
 

• Europaschule Bornheim / 6 Klassen, 
• Alexander-von-Humboldt-Gymnasium Bornheim/ 4 Klassen, 
• Heinrich-Böll-Sekundarschule Merten / 3 Klassen, 
• Gymnasium der Ursulinenschule Hersel / 3 Klassen, 
• Realschule der Ursulinenschule Hersel / 2 Klassen. 

 
Die einzelnen Angaben basieren auf den Meldungen der jeweiligen Schulleitungen.  
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Anmeldezahlen zum Schuljahr 2014/15 
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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 09.04.2014 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 224/2014-4 

    Stand 20.03.2014 
 
Betreff 
 

Mitteilung betr. Besetzung von Schulleitungsstellen im Schulträgerbereich der 
Stadt Bornheim 

 
Sachverhalt 
 
Mit Ablauf des 31.07.2014 werden die Schulleiterin bzw. der Schulleiter  

• des Alexander-von-Humboldt-Gymnasiums Bornheim und 
• der Wendelinus-Schule Sechtem 

in den Ruhestand versetzt. 
 
Die Bezirksregierung Köln schreibt als obere Schulaufsichtsbehörde die beiden Schullei-
tungsstellen (Schulleiterin/Schulleiter) mit Zustimmung der Schulkonferenz und des Schul-
trägers aus und prüft die eingegangenen Bewerbungen. Bewerbungsschluss für die Aus-
schreibungen im Internet (www.stella.nrw.de) ist jeweils sechs Wochen nach Veröffentli-
chung. 
 
Hinsichtlich des weiteren Besetzungsverfahrens wird auf § 61 des Schulgesetzes NRW ver-
wiesen. Nach der Beschlussfassung durch die beiden Schulkonferenzen bei der Personal-
auswahl wird der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel entspre-
chend beteiligt. 
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